
Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/17914 
 11.07.2013 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/16311 

zur Änderung des Bayerischen Personalvertretungsge-
setzes und weiterer Rechtsvorschriften 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Ände-
rungen durchgeführt werden: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt: 

„1. In Art. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Bei der Ermittlung der Zahl der in 
der Regel Beschäftigten im Sinn dieses 
Gesetzes sind Beschäftigte in der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit, sofern die 
entsprechende Stelle künftig nachbesetzt 
werden soll, Beschäftigte in der Elternzeit 
sowie ohne Bezüge beurlaubte Beschäf-
tigte mitzuzählen.“ 

b) Die bisherigen Nrn. 1 bis 21 werden Nrn. 2 bis 
22. 

2. Es wird folgender neuer § 4 eingefügt: 

„§ 4 

Änderung des Leistungslaufbahngesetzes 

Das Gesetz über die Leistungslaufbahn und die 
Fachlaufbahnen der bayerischen Beamten und Be-
amtinnen (Leistungslaufbahngesetz – LlbG) vom 
5. August 2010 (GVBl S. 410, 571, BayRS 2030-1-
4-F), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
22. Mai 2013 (GVBl S. 301), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Art. 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Das Vorliegen für den Dienstposten 
zwingend erforderlicher Anforderungen 
ist zu beachten.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

c) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„4Grundlagen für die Entscheidung des 
Dienstherrn können dienstliche Beurtei-
lungen und wissenschaftlich fundierte 
Auswahlverfahren, wie insbesondere sys-
tematisierte Personalauswahlgespräche, 
strukturierte Interviews oder Assessment-
Center sein, sofern diese von Auswahl-
kommissionen durchgeführt werden.“ 

d) Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

„5Werden für eine Auswahlentscheidung 
dienstliche Beurteilungen sowie weitere 
verschiedene Auswahlmethoden nach 
Satz 4 verwandt, bestimmt der Dienstherr 
die Gewichtung.“ 

2. In Art. 56 Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„3Satz 1 gilt auch für Beamte und Beamtinnen, 
die nach Art. 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 zur Aus-
übung einer Tätigkeit bei Fraktionen, kommu-
nalen Vertretungskörperschaften oder kommu-
nalen Spitzenverbänden beurlaubt wurden.“ 

3. Art. 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Bei Beamten und Beamtinnen, die nach 
Art. 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 zur Ausübung 
einer Tätigkeit bei Fraktionen, kommunalen 
Vertretungskörperschaften oder kommuna-
len Spitzenverbänden beurlaubt wurden, er-
folgt die Beurteilung im Benehmen mit der 
Fraktion, der Vertretungskörperschaft oder 
dem Spitzenverband.“ 

b) Die bisherigen Sätze 3 bis 6 werden Sätze 4 
bis 7.“ 

3. Der bisherige § 4 wird § 5. 
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II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Fra-
gen des öffentlichen Dienstes federführend zuge-
wiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 88. Sitzung am 19. Juni 2013 beraten 
und e i n s t i m m i g  mit den in I. enthaltenen Än-
derungen Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Gesetzentwurf in seiner 226. Sitzung am 
10. Juli 2013 mitberaten und e i n s t i m m i g  der 
Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf in seiner 105. Sitzung am 11. Juli 2013 end-
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FDP: kein Votum 
Z u s t i m m u n g  zur Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses empfohlen mit der 
Maßgabe, dass in § 5 Abs. 1 als Datum des Inkraft-
tretens der „1. August 2013“ eingefügt wird. 

Ingrid Heckner 
Vorsitzende 
 


